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1. EINE GRUNE LANDWIRTSCHAFT MIT ZUKUNFT

Immer mehr Menschen haben ein Problem mit einer Landwirtschaft, die Tierschutz systematisch ver-
letzt und maRlos Antibiotika einsetzt. Ebenso mit den Umweltschdden, die die Fleischfabrik Deutsch-
land verursacht. Das zeigen die vielen Menschen, die sich an der jahrlichen ,,Wir haben es satt!"-
Demo in Berlin beteiligen, bei der Bduerinnen und Bauern gemeinsam Seite an Seite mit Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern, Umweltverbdnden und Tierschutzorganisationen fiir eine griine Agrarwende
und eine andere Tierhaltung auf die StraBe gehen. Denn die industrielle Massentierhaltung ist eine
Fehlentwicklung, die allen Beteiligten schadet.

Tierschutz ist seit 2002 im Grundgesetz verankert. Doch VerstoRe wie das millionenfache Toten von
madnnlichen Eintagskiiken, Schnabelkiirzen und die Qualzucht sind weiterhin Alltag in vielen Stallen.
Trotz dieser unethischen — vermeintlich gewinnmaximierenden — Praktiken kobnnen Bauerinnen und
Bauern bei den heutigen Preisen oft die laufenden Kosten nicht mehr decken. Das System ,,immer
mehr, immer billiger" ist gescheitert. Wir erleben ein massives Hofesterben. Doch die Bundesregierung
schert das nicht. Sie ldsst die Betriebe einfach Pleite gehen, statt Zukunftsperspektiven zu schaffen. Ein
grundlegendes Umsteuern ist notig. Und es ist moglich. Mit den richtigen politischen Antworten.

Als griine Bundestagsfraktion nehmen wir den gesellschaftlich breit verankerten Wunsch nach einer
Agrarwende ernst, bei der eine andere Tierhaltung ein wichtiger Baustein ist. Wir stellen mit unserem
Pakt fiir faire Tierhaltung Losungsvorschldge fiir eine Zukunft ohne Massentierhaltung vor, in der auch
die Bduerinnen und Bauern wieder eine Perspektive haben. Einen Umbau der Tierhaltung empfiehlt
auch der Wissenschaftlichen Beirat fiir Agrarpolitik (WBA), das ranghdchste wissenschaftliche Bera-
tungsgremium des Bundeserndhrungs- und Landwirtschaftsministeriums (BMEL). In seinem Gutachten
aus dem Friihjahr 2015 deklariert das Gremium die derzeit vorherrschende Tierhaltung in Deutschland
als ,,nicht zukunftsfahig" und sieht ,,ein hohes Risiko fiir das Auftreten von Schmerzen, Leiden und
Schaden fiir die Tiere". Die Tierhaltung habe sich zu weit von den gesellschaftlichen Anspriichen ent-
fernt. Laut den Agrarexpertinnen und -experten ist mehr Tierschutz notwendig, machbar und bezahlbar.

Bduerinnen und Bauern, die tiergerechter und umweltschonender arbeiten wollen, bietet in erster Li-
nie der 6kologische Landbau eine zukunftsfahige Perspektive. Denn Bio ist langst keine Nische mehr.
Um der gestiegenen Verbrauchernachfrage nach Biolebensmitteln nachzukommen, wollen wir als
griine Bundestagsfraktion den Okolandbau mit seiner artgerechten Tierhaltung starken.

Die Tierhaltung muss sich in der Breite verbessern. Die konventionelle Tierhaltung muss 6kologischer
und tiergerechter werden. Daher richten wir uns mit dem griinen Pakt fiir faire Tierhaltung auch an alle
anderen Tierhalterinnen und Tierhalter, um auch in der konventionellen Landwirtschaft mehr Tierwohl,
mehr Umweltschutz und gleichzeitig ein auskommliches Wirtschaften zu ermadglichen. Der Zeitpunkt fiir
ein Umsteuern ist jetzt: Die groRe Mehrheit Menschen wiinschen sich mehr Tier- und Umweltschutz in
der Landwirtschaft. Der Fleischkonsum sinkt, obwohl die industrielle Fleischproduktion immer weiter
zunimmt. Die Anzahl derjenigen, die bewusster und weniger Fleisch oder tierische Produkte verzehren,
nimmt seitJahren zu. Es entstehen immer neue Initiativen fiir gutes, regionales Essen. Diese Entwicklung
unterstiitzen wir.

Auch auf Erzeugerseite tut sich was. Die Zahl der Betriebe, die auf dkologische Erzeugung umstellen,
wdchst. Auch die hohe Anmeldequote bei der ,Initiative Tierwohl", einer Initiative der Land- und



Fleischwirtschaft, sowie des Lebensmittelhandels, zeigt, dass viele Bauerinnen und Bauern zu Verdan-
derungen und Investitionen bereit sind. Diese Bereitschaft wollen wir als griine Bundestagsfraktion
weiter fordern.

Umfragen zeigen zudem: neun von zehn Menschen sind bereit, etwas mehr fiir Fleisch und andere tie-
rische Produkte zu zahlen, wenn sich dadurch die Haltungsbedingungen fiir die Tiere verbessern.

Mit unserem Pakt fiir faire Tierhaltung wollen wir zeigen, wie die Tierhaltung in Deutschland ab sofort
und in den ndchsten 20 Jahren tierfreundlicher gestaltet werden kann. Wir reichen jenen Bduerinnen
und Bauern die Hand, die aus der Tretmiihle der Wachstumssteigerung aussteigen mdchten, um sich fir
Qualitat anstatt Quantitat zu entscheiden.

Als griine Bundestagsfraktion setzen wir auf eine Politik der machbaren Schritte, die ein klares Ziel hat:
eine faire Tierhaltung. Daflir wollen wir einen guten Rahmen schaffen, der Landwirtschaft und Handel
Planungssicherheit gibt und zugleich Verbraucherinnen und Verbrauchern Qualitdt, Transparenz und
bezahlbare Lebensmittel bieten. Der Pakt fiir faire Tierhaltung ist ein Baustein auf diesem Weg. Wir
wollen den Umbau der Tierhaltung als gesamtgesellschaftliches Vorhaben verankern: Neben den Bdue-
rinnen und Bauern tragen auch der Handel, die Lebensmittelwirtschaft und die Verbraucherinnen und
Verbraucher Verantwortung. Wir wollen neue Allianzen zwischen diesen Gruppen bilden und setzen
auf ihren Dialog, um mehr Verstandnis und Qualitdatsbewusstsein zu schaffen. Nur gemeinsam und mit
der Bereitschaft zu Verdanderungen wird es uns gelingen, aus der industriellen Massentierhaltung aus-
zusteigen. Entscheidend ist aber: Die Politik muss dafiir die Leitplanken setzen.

2. UNSERE ZIELE

Als griine Bundestagsfraktion wollen wir innerhalb der ndchsten 20 Jahre aus der industriellen Mas-
sentierhaltung aussteigen. ,Griiner statt groRer werden" ist unser Leitmotiv fiir die Tierhaltung der Zu-
kunft. Wir sind liberzeugt, dass eine faire Tierhaltung fiir alle Vorteile bietet. Wir wollen, dass:

1| es den Tieren nachweislich deutlich besser geht und die Umwelt geschont wird,
2 | sich tiergerechte Haltung fiir Bauerinnen und Bauern lohnt,
3 | Tierschutz fiir alle beim Einkaufen gut erkennbar und bezahlbar ist.

Wir wollen die Haltungsbedingungen an die Bediirfnisse der Tiere anpassen, nicht umgekehrt. Die
Tiere haben ein Recht auf ausreichend Platz, Auslauf, Licht und Beschdftigung sowie kundige Betreu-
ung durch geschultes Personal. Unter solchen Bedingungen werden systematische Amputationen von
Schndbeln und Schwanzen iiberfliissig.

Wir wollen gesunde und robuste Nutztierrassen. Die jahrzehntelange einseitige Zucht auf maximale
Leistung hat dazu gefiihrt, dass viele Tiere unter Qualen gemadstet oder gemolken werden. Sie leiden
unter Krankheiten, auf die hohe Antibiotikagaben folgen. Bei Hiihnern fiihrt die Hochleistungszucht
dazu, dass jahrlich fast 50 Millionen mannliche Kiiken getotet werden, weil die Briider der Legehen-
nen fiir die Fleischproduktion ungeeignet sind. Das wollen wir dndern.

Wir wollen ein messbar hoheres Tierschutz-Niveau in den Stallen erreichen. Wir setzen uns deshalb,
wie auch die WBA-Gutachter empfehlen, fiir ein nationales Tierwohl-Monitoring ein. ,Tierbezogene
Kriterien" wie Lahmheiten oder Verletzungen sollen Grundlagen eines solchen Monitorings sein. Dazu
wollen wir mit den Bdauerinnen und Bauern zusammen arbeiten, denn sie haben ebenso wie Tierarz-
tinnen und Tierdrzte, die Veterindramter eine Schliisselrolle, um Tierschutz zu gewdhrleisten und tier-
bezogene Daten zu erfassen.
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Wir wollen Investitionen fiir mehr Umwelt- und Tierschutz in den Stallen fordern und klare Standards
setzen.

Wir wollen einen Qualitatswettbewerb, der sich fiir die Bauerinnen und Bauern auszahlt. Deutschland
soll hier eine Vorreiterrolle einnehmen.

Wir wollen, dass die Verbraucherinnen und Verbraucher mehr Wahimaglichkeit haben und an der La-
dentheke erkennen kdnnen, unter welchen Bedingungen die Tiere gehalten wurden, deren Milch oder
Fleisch sie kaufen. Die Mehrheit der Menschen fordert mehr Tier- und Umweltschutz in der Landwirt-
schaft. Doch bisher ist — bis auf wenige Ausnahmen bei Oko-, Neuland- oder Tierschutzlabel-Produk-
ten - beim Einkauf nicht erkennbar, wie Schweine, Hiihner oder Kiihe gehalten wurden. Das wollen
wir dndern und auch konventionelle tierische Produkte verldsslich und verstandlich kennzeichnen.

3. DEUTSCHLAND ZUM VORREITER BEIM TIERSCHUTZ MACHEN

Zahlreiche Initiativen wurden bereits auf Landesebene von griinen Landwirtschaftsministerinnen und
-ministern angestofRen und Angebote an die Bduerinnen und Bauern gemacht, die ein hdheres Tier-
wohl-Niveau in ihren Stdllen wollen. So wurden in Niedersachsen 28 Millionen Euro mit EU-Mitteln
bereitgestellt, damit Legehennen nicht ihre Schndbel und Mastschweinen nicht ihre Ringelschwdnze
amputiert werden.

Grundlegende Entscheidungen kdnnen jedoch nur auf Bundesebene getroffen werden. Damit sich die
Lebensbedingungen fiir Tiere in der Landwirtschaft grundsdtzlich verbessern, miissen endlich natio-
nale Gesetze gedandert werden. Obwohl Tierschutz als Staatsziel im Grundgesetz verankert ist, unter-
nimmt die Bundesregierung nichts, um mehr Tierschutz umzusetzen. Immer noch gibt es in vielen Be-
reichen eklatante Tierschutzprobleme, wie beispielsweise bei Sauen, die liberwiegend in Kastenstdn-
den gehalten werden, ohne sich umdrehen zu kénnen.

Wir als griine Bundestagsfraktion wollen ein Tierschutzgesetz, das diesen Namen auch verdient. Auch
die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung soll angepasst und Anforderungen an die Haltung von
Milchkiihen, Mastbullen und Puten sowie Wassergefliigel sollen geregelt werden. Amputationen, wie
Schnabelkiirzen oder Schwanzkupieren, mit denen Tiere an Haltungssysteme angepasst werden sollen,
miissen wirkungsvoll verboten werden. Ebenso das Schreddern mannlicher Kiiken und die Schlachtung
trachtiger Kiihe. Die ganzjdhrige Anbindehaltung bei Rindern und Kastenstdande bei Schweinen miissen
ein Ende haben.

Tierschutzrechtliche Mindestanforderungen der Tierschutz-Schlachtverordnung und die Tierschutz-
transportverordnung miissen verbessert werden: Mit besserem Vollzug und wirksamen Kontrollen.

Tiere erhalten immer noch massenweise Antibiotika, nur um Fehler in der Zucht und Haltung auszu-
gleichen. Das ist nicht langer hinnehmbar.

Nachfolgend beschreiben wir, wie die Tierhaltung schrittweise verbessert und deutlich weniger Antibi-
otika eingesetzt werden kann.

3.1. Stdlle 6ffnen und tiergerechter gestalten

Die Struktur der Stdlle und die Flache, die den Tieren zur Verfiigung steht, haben groRRen Einfluss auf
deren Wohlbefinden und Gesundheit. Vollspaltenbdden ohne Einstreu erleichtern zwar die Arbeitsab-
ldufe, sind jedoch fiir die Tiere ungeeignet und fiihren zu kdrperlichen Schdden. Sie haben in einer
zukunftsfahigen Tierhaltung keinen Platz.
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Wir wollen die Tierhalterinnen dabei unterstiitzen, ihren Tieren ein artgerechtes Umfeld zu bieten.
Dazu gehdren mehr Platz, Auslauf, Beschaftigungsmaterial und eine artgerechte Fiitterung. Rinder sol-
len auf die Weide kommen, Kastenstande bei Sauen zum Auslaufmodell werden, Schweine und Geflii-
gel einen Auslauf und Wasservogel Zugang zu Wasser haben.

Um Besatzdichten zu verringern und mehr Platz in Stdllen zu schaffen, sollen dem Gemeinderat vor
dem Bau neuer Stallanlagen Bebauungspldne vorliegen, die er mehrheitlich beschlief3t. So kénnen
Kommunen bei groReren Anlagen mitentscheiden, ob und wo zusdtzliche Stdlle auf ihrem Gemeinde-
gebiet errichtet werden. Insbesondere Gemeinden, in denen besonders viele Tiere gehalten werden,
konnen so verhindern, dass sich Umweltbedingungen durch die Tierhaltung verschlechtern.

Wir wollen Investitionen in Umwelt- und Tierschutz férdern und klare Standards setzen. Danach soll
der Tierbestand an die landwirtschaftliche Flache gebunden werden. Wir streben an, dass eine Vieh-
dichte von 2 GroRvieheinheiten pro Hektar nicht iiberschritten wird. Danach kénnen pro Hektar Land
etwa zwei ausgewachsene Kiihe oder 15 Schweine gehalten werden. So gehen Tier- und Umweltschutz
besser zusammen. Wir wollen, dass tiergerechte AuRenklimastdlle genehmigt werden kdnnen, dafiir
bedarf es moglichst zeitnah Berechnungsmethoden der Luftbelastung.

3.2. Schmerzhafte Eingriffe bei Tieren stoppen

Werden Tiere monoton und beengt gehalten, fiihrt das hdufig zu Verhaltensstorungen: so beiRRen
Schweine in die Schwdnze ihrer Artgenossen oder es kommt zu Kannibalismus bei Hiihnern und Puten.

Als griine Bundestagsfraktion wollen wir die Amputationen an Tieren beenden. Das bestehende Ampu-
tationsverbot im Tierschutzgesetz muss endlich umgesetzt werden. Dazu gehdort fiir uns auch, dass Kal-
ber ihre Horner behalten diirfen beziehungsweise, dass die Zucht hornloser Rinder gefordert wird. Das
Ende der betdubungslosen Ferkelkastration muss spatestens bis 2019 konsequent durchgesetzt wer-
den. Alternativen zur Ferkelkastration, wie beispielsweise die tiergerechtere Eberhaltung oder Impfung
gegen Ebergeruch, wollen wir fordern.

3.3 Qualzucht beenden

Eine Tierhaltung, die sich auf reine Kosteneffizienz und Wachstum ausrichtet, hat nicht nur die Bedin-
gungen in den Stdllen fiir die Tiere unertraglich gemacht. Tiere wurden zugleich immer stdrker auf
Hochstleistungen getrimmt. Die Folgen sind gravierend. Puten und Masthiihner bilden extrem schnell
extrem viel Brustfleisch aus, sodass sie kaum noch laufen kénnen. Da sie folglich unnatiirlich viel Zeit
hockend in feuchter Einstreu verbringen, bilden sich schmerzhafte Hautentziindungen. Sauen werfen
so viele Ferkel, dass die Anzahl der Zitzen nicht reicht, um alle sdugen zu konnen. Kiihe produzieren so
viel Milch, dass nach wenigen Lebensjahren der Stoffwechsel zusammenbricht und die Tiere krank-
heitsbedingt viel zu friih zum Schlachter kommen. Diesen Qualzuchten wollen wir ein Ende setzen.

Das Verbot der Qualzucht im Tierschutzgesetz muss endlich wirksam und vollziehbar gemacht werden.
Dazu ist eine klare Definition notwendig, die von der Bundesregierung seit Jahren verschleppt wird.
Bei Hiihnern brauchen wir Zuchtprogramme fiir Zweinutzungs- und Robustrassen sowie den Erhalt
nalter” Rassen. So sind Bauerinnen und Bauern nicht mehr zwangsweise auf Hochleistungsrassen ange-
wiesen sind. Das Ziel miissen gesunde Tiere sein, die nicht mehr einseitig auf das Ansetzen von Fleisch
beziehungsweise das Produzieren von Milch und Eiern ausgerichtet sind und eine Tierhaltung, in der
weibliche wie mannliche Nachkommen nicht mehr aus wirtschaftlichen Griinden getotet werden.
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3.4. Hohere Standards bei Transport und Schlachtung wirksam umsetzen

Eine zukunftsfahige Tierhaltung muss auch das Ende des Tierlebens beriicksichtigen. Wer gegen Tier-
schutzbestimmungen beim Transport oder bei der Schlachtung verstoRt, darf nicht Ianger auf einen
laschen Vollzug hoffen. Mehr Personal und regelmdRigere Kontrollen miissen sicherstellen, dass bishe-
rige Anforderungen an Tiertransporte, an das Verladen und Betduben von Tieren vor der Schlachtung in
jedem Fall eingehalten werden. Dazu miissen Tiertransportkontrollen vorwiegend auf der StralRe statt-
finden.

Der respektvolle und ruhige Umgang mit Tieren darf nicht aufgrund von Zeitdruck im Betriebsablauf
unter die Rdder kommen. Um Fehler etwa bei der Betdubung und dem Entbluten zu vermeiden, bedarf
es gleichermaRen besserer gesetzlicher Vorschriften, die wirksam vollzogen werden. Bei den Speditio-
nen, Tierhdndlern und Schlachthofen miissen zielflihrende Verbesserungen erreicht werden. Die Trans-
portdauer darf innerhalb Deutschlands vier Stunden nicht liberschreiten. Deshalb wollen wir regionale
Strukturen fiir die Schlachtung und Verarbeitung von Tieren erhalten und stdarken und auch die mobile
Schlachtung ausbauen. Alternative Betdubungsverfahren miissen weiter erforscht und praxistauglich
gemacht werden. Ebenso muss die Schlachtung trachtiger Kiihe wirkungsvoll unterbunden werden.

Zudem wollen wir als griine Bundestagsfraktion endlich fiir menschenwiirdige Arbeitsbedingungen
sorgen: Wir wollen Akkordarbeit und Entlohnung nach Stiickzahl am Schlachthof beenden und den
Missbrauch von Werkvertragen wirksam verhindern.

L. BAUERN UND BAUERINNEN BEIM UMBAU UNTERSTUTZEN UND FORDERN

Kein Wirtschaftsbereich wird in Europa mit so viel 6ffentlichen Geldern subventioniert wie die Land-
wirtschaft. Sie wird jdahrlich mit 53 Milliarden Euro gestiitzt, etwa 40 Prozent des gesamten EU-Haus-
haltes. Davon bekommt Deutschland jahrlich 6,3 Milliarden Euro. Viel Geld, mit dem man viel Gutes
tun konnte. Als Bundestagsfraktion wollen wir eine faire, nachhaltige Landwirtschaft fordern und
nicht langer mit diesem offentlichen Geld die Industrialisierung der Landwirtschaft weiter voranzutrei-
ben. Auf dem Weg zu einer fairen Tierhaltung geht es dabei primar um die Bereiche Stallbau, Haltung
und Auslauf, Zucht, Umgang mit den Tieren, Transport, Schlachtung und Koordination.

Der Umbau der Tierhaltung ist machbar und bezahlbar. Wie der WBA sehen wir drei Sdulen zur Finan-
zierung:

= Die Mittel aus der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU umschichten.
= Bundesmittel gezielt einsetzen.
= Tierschutzleistungen am Markt honorieren.

Unser Motto lautet: Offentliche Gelder fiir 6ffentliche Leistungen. Ab 2017 werden die Spielregeln der
EU-Agrarpolitik neu verhandelt. Dann muss die Bundesregierung die Weichen in Richtung Tierschutz
und Umweltschutz stellen.

L.1. EU-Gelder fiir Tierschutz in der Landwirtschaft verwenden

Von den gesamten EU-Fordergeldern gehen jahrlich knapp fiinf Milliarden Euro in Form von Direktzah-
lungen (1. Sdule) und mehr als eine Milliarde Euro iiber landliche Entwicklungsprogramme (2. Saule)
an deutsche Bauerinnen und Bauern. Die Direktzahlungen werden pro Hektar ausgeschiittet, groRe
Betriebe erhalten also mehr Zuwendungen als kleine. Zudem kommt ein groRer Teil dieser Zuwendun-
gen nicht der Landwirtschaft zugute, sondern wird an Landverpdchter durchgereicht. Eine zielorien-
tierte Vergabe der Gelder ist so nicht gewdhrleistet.
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Als griine Bundestagsfraktion fordern wir, umgehend alle Méglichkeiten auszuschdpfen, um Bduerin-
nen und Bauern im Umbau zu einer tiergerechten Haltung zu unterstiitzen. Das geht im ersten Schritt
schon im Rahmen der heutigen gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP). Deutschland hat bereits heute die
Moglichkeit 15 Prozent der Direktzahlungen in die ldandlichen Entwicklungsprogramme zu verlagern.
Damit ist schon heute mehr Tierschutz und Umweltschutz moglich. Wenn das Potenzial ab sofort voll
ausgeschopft wiirde, stiinden jahrlich insgesamt 750 Millionen Euro fiir nachhaltige, tiergerechte und
Okologische Landwirtschaft bereit.

Weitere Spielrdume miissen im bestehenden Fordersystem bis 2020 ausgenutzt werden. So kdnnten
jetzt schon acht Prozent — das sind fiir Deutschland immerhin 400 Millionen Euro jdhrlich — der Di-
rektzahlungen in Form von sogenannten gekoppelten Zahlungen verwendet werden. Damit kdnnen
ngefdahrdete Sektoren, die fiir Mitgliedstaaten von groRBer 6kologischer und sozialer Bedeutung sind"
erhalten werden. Dazu zdhlen beispielweise die Milchwirtschaft und die Rinderhaltung mit Weidehal-
tung in Mittelgebirgsregionen. Deutschland ist der einzige Mitgliedsstaat der EU, der von dieser Mog-
lichkeit, kleine und unter Druck geratene Sektoren zu fordern, keinen Gebrauch macht.

Alle diese Mdglichkeiten hat die Bundesregierung seit der Reformierung der GAP in 2013 verstreichen
lassen. Sie hat damit die Industrialisierung der Landwirtschaft weiter vorangetrieben anstatt die Bdue-
rinnen und Bauern dafiir zu entlohnen, ihre Tiere artgerechter zu halten.

4.2. Tierfreundliche Haltungsbedingungen fordern

Bduerinnen und Bauern, die Tiere artgerecht halten, sollen schon heute besser geférdert werden. Da-
fiir wollen wir als griine Bundestagsfraktion die Regeln verbessern, nach denen heute in Deutschland
Zuschiisse gezahlt werden. Bauerinnen und Bauern, die auf mehr Tierschutz setzen, erhalten heute vor
allem EU-Forderung zur Entwicklung des ldndlichen Raumes. Uber das Programm ,,Gemeinschafsauf-
gabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" (GAK) wird diese Forderung national be-
zuschusst — wenn sie dem nationalen Rahmenplan entsprechen, den das Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterium erarbeitet hat. Und der ist eng gefasst: Gefordert wird etwa, wer seinen Tieren Weideauslauf
ermdglicht oder Stroh gibt. Nicht aber, wer Tiere auf groReren Stallflachen halt. Das ist absurd. Wir
wollen auch weitere Malnahmen fordern. Dazu gehdren auch Erfolgskriterien, wenn etwa Schweine-
haltung ohne das Abschneiden der Ringelschwdnze auskommt (,,Ringelschwanzpramie"). Und wir
brauchen mehr Investitionen in die Ausbildung von Tierhalterlnnen, Veterindrinnen und Tiertranspor-
teure. Ebenso die Beratung beim Stallbau oder der Erfahrungsaustausch zwischen Betrieben soll besser
gefordert werden. Damit all das maglich ist, wollen wir den GAK-Rahmenplan neu und zukunftsfest
ausrichten. Denn heute wird er seiner Gemeinschaftsaufgabe nicht gerecht. Beispielsweise werden
uber die GAK-Mittel immer noch groRe BaumaRnahmen gefordert. Das sogenannte Agrarinvestitions-
forderungsprogramm ist bislang wenig ehrgeizig: Wir wollen die Auflagen so gestalten, dass das Geld
gezielt den Betrieben zu Gute kommt, die den Tierschutz in der Landwirtschaft tatsachlich vorantrei-
ben und dafiir Mehrarbeit und Kosten auf sich nehmen. Es sollen somit zukiinftig nur solche Stallbau-
ten staatlich gefordert werden, die eine tiergerechtere Haltung ermdglichen. So etwa bei der Haltung
von Muttersauen, die ohne Kastenstand frei abferkeln konnen. Das empfiehlt auch der Kompetenzkreis
Tierwohl beim BMEL.

4.3. Zukunftsfahige Tierhaltung aus dem Bundeshaushalt finanzieren

Wir wollen den Anteil des Bundesagrarhaushalts, der fiir Tierschutz ausgegeben wird, erhdhen, ohne
dabei andere Forderbereiche zu benachteiligen. Derzeit liegen die jahrlichen Ausgaben fiir Tierschutz
bei nur circa 30 Millionen Euro.
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Wir wollen 150 Millionen Euro pro Jahr fiir das Umbauprogramm zukunftsfahige Tierhaltung im Haus-
halt bereitstellen. Diese Summe ist mit Voranschreiten des Umbauprogramms weiter auszudehnen. Mit
zusdtzlichen 50 Millionen Euro werden wir die griinlandgebundene Weidehaltung von Milchvieh for-
dern und im Rahmen eines ,,Aktionsprogramms bauerlich-dkologische Landwirtschaft" in der GAK be-
reitstellen. Erhalten soll die Pramie, wer die Besatzdichte mit weniger als 2 GroRvieheinheiten pro
Hektar Betriebsfldche einhdlt. Das Programm muss in den Folgejahren weiter aufgestockt werden.
Denn die Bauerinnen und Bauern konnen die notwendigen Investitionen nicht alleine tragen.

Weitere 20 Millionen Euro wollen wir investieren, um ein nationales Kompetenzzentrums fiir den
Schutz und das Wohlbefinden von Tieren aufzubauen, zu dem ein Forschungsprogramm zur nachhalti-
gen Zucht von Nutztieren gehdren soll (siehe hierzu Kapitel 5).

5. TIERSCHUTZ SICHERSTELLEN UND KOORDINIEREN

Um den Tierschutz wirkungsvoller zu gestalten und sicherzustellen, wollen wir mit Geldern aus dem
Bundeshaushalt eineN BundesbeauftragteN fiir Tierschutz mit ausreichend Personal einsetzen. Ausge-
stattet mit Auskunfts- und Akteneinsichtsrechten soll der oder die Beauftragte, die fiir den Tierschutz
zustandigen Behorden des Bundes stichpunktartig kontrollieren und RechtsverstoRe beanstanden
konnen. Sie soll Empfehlungen zur Verbesserung des Tierschutzes an Bundesregierung und Parlament
geben, bei der Erarbeitung von Tierschutzrechtsakten beteiligt werden und eng mit den Tierschutzbe-
auftragten der Lander zusammenarbeiten.

Wir wollen ein nationales Kompetenzzentrum fiir den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren auf-
bauen, das koordinierende und beratende Funktion hat. Es soll unabhdngig und dauerhaft bewerten,
wie wirksam Tierschutz-Bemiihungen auf Bund- und Landerebene, der Tierschutzverbdande, sowie pri-
vatwirtschaftlicher Initiativen umgesetzt werden. So kdnnen Richtlinien, Forderkonzepte oder For-
schungsausrichtungen angepasst werden, um das Tierwohl zligig zu verbessern. Forschungsaktivitaten
sollen iiber das Zentrum koordiniert und dabei an bestehende Netzwerke, wie das Fachforum Nutztiere
der Deutschen Agrarforschungsallianz (DAFA), angekniipft werden. Es fiihrt die Forschungsergebnisse
zusammen, bewertet diese und macht sie der Offentlichkeit zugdnglich.

Das Kompetenzzentrum soll das nationale Tierwohl-Monitoring verantworten. Gemeinsam mit For-
schungseinrichtungen sollen tierbezogene Daten erfasst und mithilfe einer liberschaubaren Zahl an
Indikatoren regelmdRig gemessen werden. So wird liberpriift, ob sich die Tierhaltung in die richtige
Richtung entwickelt.

Wir wollen Tieren eine Stimme geben und ein Verbandsklagerecht fiir Tierschutzorganisationen auf
Bundesebene verankern. Diese sollen die Mdglichkeit bekommen, im Bedarfsfall die Einhaltung von
Tierschutzrecht gerichtlich einklagen zu kdnnen.

6. TRANSPARENZ UND VERANTWORTUNG BEIM HANDEL

Um mehr Tierschutz in der Tierhaltung durchzusetzen, sind auch der Handel und die Verbraucherinnen
und Verbraucher gefragt. Wir wollen erreichen, dass die Handelsketten ihren Einfluss starker nutzen
flir mehr Transparenz, mehr Tier- und Umweltschutz. Wir haben kein Verstandnis dafiir, dass der Le-
bensmittelhandel die Situation der Uberschussproduktion an Milch und Fleisch ausnutzt, um Preis-
dumping auf dem Riicken der Bduerinnen und Bauern auszuiiben.
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6.1. Bessere Verbraucherinformation — Mehr Mitbestimmung mit dem Einkaufswagen

Fiir mehr Tierschutz ware eine groRe Mehrheit der Menschen bereit, etwas mehr fiir Fleisch und Milch
zu zahlen. Die WBA-Gutachter haben errechnet, dass bei einer deutlich besseren Tierhaltung die Ver-
braucherpreise gerade einmal um 3 bis 6 Prozent steigen. Doch einem Stiick Fleisch oder einem Liter
Milch sieht man - auRer bei Oko-Produkten — nicht an, wie sie produziert wurden. Stattdessen fiihren
Lebensmittelverpackungen und Werbung Verbraucherinnen und Verbraucher heute mitunter bewusst
in die Irre. Es wird eine Bauernhof-Idylle mit freilaufenden Tieren vorgetduscht, obwohl industrielle
Massentierhaltung drinsteckt und die Tiere nie das Sonnenlicht sehen. Mit dieser Verbrauchertdu-
schung muss endlich Schluss sein.

Wir wollen, dass an der Ladentheke und im Supermarktregal klar erkennbar ist, unter welchen Bedin-
gungen tierische Produkte hergestellt und wie die Tiere gehalten wurden. Bauerinnen und Bauern
konnen mit mehr Qualitat und Tierschutz werben und im Handel bessere Preise erzielen. Einfach und
verstdandlich - dhnlich wie bei der Kennzeichnung von Eiern soll die Tierhaltungskennzeichnung ver-
pflichtend werden. Als griine Bundestagsfraktion wollen wir frisches, abgepacktes Fleisch oder Milch je
nach Haltung mit Ziffern von ,,null" bis , drei" zu kennzeichnen:

0 flir okologische Tierhaltung

1 fiir mehr Platz, hohere Anforderungen an den Stall und Zugang ins Freie
2 fiir mehr Platz und hohere Anforderungen an den Stall

3 fiir gesetzlichen Mindeststandard

Auch Tierschutz-Indikatoren zur Tiergesundheit sollen dabei beriicksichtigt werden. Mit dieser Hal-
tungskennzeichnung ware Deutschland europaweit Vorreiter fiir eine bessere Verbraucherinformation,
die Tierschutz honoriert. Wir wollen, dass die Tierhaltungsform immer angegeben werden muss — nicht
nur, wenn sie mehr Tierschutz verspricht. Verbraucherinnen kdnnen sich so im Laden bewusst gegen
Fleisch mit der 3 entscheiden. Bei Frischeiern hat das zur Auslistung der Kafigeier gefiihrt. Mittelfristig
mochten wir diese klaren Kennzeichnungsregeln auf EU-Ebene durchsetzen sowie auf weitere tierische
Produkte ausweiten. Die verpflichtende Herkunftskennzeichnung soll auch auf verarbeitete Fleisch-
und Milchprodukte ausgedehnt werden.

Ebenso fordern wir seit langem die Eierkennzeichnung auf verarbeitete Produkte, die Ei enthalten, wie
Kekse, Kuchen oder Nudeln auszudehnen. Fiir Baduerinnen und Bauern ist eine Marktdifferenzierung
die beste Moglichkeit, flir mehr Tierschutz bessere Preise zu erzielen.

6.2. Verantwortung des Handels

Heute treibt der Handel einen knallharten Preiskampf auf dem Riicken der Bauerinnen und Bauern
und ihrer Tiere. Entscheidungen wie Sigmar Gabriels offensichtlich illegale Ministererlaubnis zur Fusion
der Handelsketten Kaisers und Tengelmann verstarken den Eindruck, dass diese Bundesregierung das
Problem nicht verstanden hat und Politik auf dem Riicken der Verbraucherlnnen und Erzeugerinnen
betreibt. Es ist Konsens, dass das Preisdumping beim Fleisch unertraglich ist und dem Tierwohl scha-
det. Bekundungen von Landwirtschaftsminister Schmidt, der Handel miisse starker in die Pflicht ge-
nommen werden, bleiben ohne konkrete MaBRnahmen zahnlos.

Bisher gibt es keinen verbindlichen Mechanismus, um den Handel starker in die Verantwortung zu
nehmen. Die Glaubwiirdigkeit der freiwilligen ,,Initiative Tierwohl!" ist mit dem Austritt des Deutschen
Tierschutzbundes nicht mehr gegeben. Fiir eine erfolgreiche Branchenlosung musste der Lebensmitte-
leinzelhandel sie finanziell deutlich besser ausstatten, die Standards erhdhen, und fortlaufend weiter-
entwickelt und auf andere Tierarten, wie Milchkiihe und Mastrinder, ausgeweitet werden. Erheblich
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verbessert werden miisste auch die Transparenz fiir die Verbraucherinnen und Verbraucher. Eine pri-
vatwirtschaftliche Beteiligung kann ein wichtiger Schritt sein - klare gesetzliche Vorgaben und trans-
parente Produktkennzeichnung kann sie allerdings nicht ersetzen.

7. FAZIT UND AUSBLICK

Mit unserem Pakt fiir faire Tierhaltung zeigen wir einen Weg auf, wie wir uns eine tiergerechtere Hal-
tung von Tieren vorstellen und mit welchen Mitteln wir diese finanzieren wollen. Dabei geht es uns vor
allen Dingen um eine neue Form der Tierhaltung, die die Arbeit der Landwirte wieder wertschdtzt, den
Tierschutz in den Stallen mafigeblich verbessert und die Verbraucherinnen und Verbraucher verlassli-
cher und verstdandlicher iiber den Umgang mit den Tieren informiert.

Eine klare, transparente und wirksame Ordnungspolitik ist hierbei sehr wichtig. Es gibt immer noch zu
viele rechtliche Graubereiche, die verhindern, dass sich Qualitdts- gegen Massenproduktion durchsetzen
kann.

Auf EU-, Bundes- und Ldnderebene gibt es schon heute zahlreiche Gestaltungsspielrdume. Die Bun-
desregierung kann und muss jetzt handeln. Die Missstande in den Stdllen miissen beendet, Bauern
und Bdauerinnen muss ein angemessenes Einkommen garantiert werden.

Insgesamt wollen wir durch Umschichtungen bei der EU-Forderung, in der GAP und im Bundeshaushalt
Landwirte, die ihre Tiere tiergerecht halten, kurzfristig Mittel zur Verfiigung stellen. Wie der Wissen-
schaftliche Beirat gehen wir davon aus, dass eine bessere Honorierung von TierwohlmaRnahmen durch
offentliche Mittel, aber auch durch Initiativen seitens des Handels und bewusste Kaufentscheidungen
durch die Verbraucherinnen maglich ist. Wie das funktionieren kann, hat die Erfolgsgeschichte der Ei-
erkennzeichnung bewiesen.

Die Agrarwende ist mdglich. Das gilt auch und insbesondere fiir den Bereich Tierschutz. Handeln wir
jetzt!
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Ubersicht der vorgeschlagenen MaBnahmen mit Zeitplan

Einflussbereich  Wann Was
EU bis 1.8.2017 Mel- 8 % der Direktzahlungen als gekoppelte Stiitzung
dung nach Briissel fiir tiergerechte und extensive Haltungssysteme
bis 31.7.2017 Mel- | Umschichtung von 15 % der Direktzahlungen in
dung nach Briissel die zweite Sdule
2020 Weitere Okologisierung der GAP und starke Tier-

wohlvorgaben

mittelfristig Weiterentwicklung der EU-Regelungen zur Nutz-
tierhaltung und fiir Tiertransporte

GAK unmittelbar Aktualisierung des Rahmenplans und Offnung fiir
vielseitige TierschutzmaRnahmen

unmittelbar Agrarinvestitionsforderung an deutlich héhere
Tierschutzstandards binden

Bundeshaus- | Herbst 2016 150 Mio. € Umbauprogramm Tierhaltung

halt
50 Mio. € Forderung der griinlandgebundenen

bduerlichen Milchviehhaltung

20 Mio. € Nationales Kompetenzzentrum und
BundesbeauftragteR fiir Tierschutz

binnen 5 Jahren Zuchtprogramm fiir Zweinutzungs- und
Robustrassen
Gesetzgebung | unmittelbar Weiterentwicklung und Erganzung des Tierschutz-
gesetzes und der Tierschutz-Nutztierhaltungs-Ver-
ordnung
unmittelbar Mehr Moglichkeiten auf Gemeindeebene, den Bau

von groflen Tierhaltungsanlagen einzuschrdanken

unmittelbar Einflihrung eines Verbandsklagerechts
binnen 1 Jahr Haltungskennzeichnung fiir Fleisch und Milch
Vollzug unmittelbar Mehr Personal zur umfassenderen Kontrolle, u.a.

von Tiertransporten
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Zahlen und Daten fiir mehr Tierschutz

6.300.000.000 6,3 Milliarden Euro bekommt die deutsche Landwirtschaft jedes
Jahr aus den Mitteln der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP).
Das meiste geht an die Besitzer groRBer Flachen. Das wollen wir
andern. Nach der GAP-Reform soll es 6ffentliches Geld nur noch
fiir 6ffentliche Leistungen geben: Tierschutz, Natur-, Umwelt- und
Klimaschutz, Arbeitspldtze.

1.350.000.000 1,35 Milliarden Euro konnen mittelfristig fiir die ersten Schritte
auf dem Weg zu einer dkologischeren Landwirtschaft und fairen
Tierhaltung durch unsere Vorschldge aus EU-Topfen und Bundes-
mitteln akquiriert werden.

48.000.000 Fast 50 Millionen mdnnliche Kiiken werden in Deutschland jahr-
lich direkt nach dem Schlupf getotet.

37.145 Zwischen 2005 und 2015 haben 34 % der Milchviehbetriebe auf-
gegeben, das sind 37.145 Betriebe.

2002 Im Jahr 2002 wurde der Tierschutz im Grundgesetz verankert, die
aktuellen Tierhaltungssysteme werden dem Staatsziel Tierschutz in
keiner Weise gerecht.

240 4 Stunden (=240 Minuten) soll ein Tiertransport innerhalb
Deutschlands maximal dauern.

90 Uberwiéltigende 90% der Verbraucherinnen und Verbraucher sind
bereit, etwas mehr fiir Tierschutz bezahlen, wenn die Deklaration
klar ist.

1,35 Milliarden Euro fiir mehr Tier- und Umweltschutz aus Umschichtung offentlicher Mittel

Summe Herkunft

750.000.000 € Umschichtung GAP — erste in zweite Saule

15 % der wenig zielfiihrenden Direktzahlungsgelder in die zweite
Saule iiberfiihren, damit Projekte fiir eine nachhaltige, 6kologi-
sche und tiergerechte Landwirtschaft unterstiitzt werden kénnen.

400.000.000 € Gekoppelte Zahlungen

Mit 8 % der Direktzahlungen kdnnen bestimmte Sektoren wie
Weidehaltung in Gebirgsregionen oder Anbau von Futterpflanzen
gefordert werden.

220.000.000 € Bundeshaushalt

Erhohung der Gelder fiir mehr Tierschutz um das Sechsfache, unter
anderem fiir ein nationales Kompetenzzentrum fiir Tierschutz und
eineN BundesbeauftragteN fiir Tierschutz

09/2016 | Biindnis 90/Die Griinen Bundestagsfraktion | FRAKTIONSBESCHLUSS
» PAKT FUR FAIRE TIERHALTUNG | 11



	1. Eine Grüne Landwirtschaft mit Zukunft
	2. Unsere Ziele
	3. Deutschland zum Vorreiter beim Tierschutz machen
	4. Bauern und Bäuerinnen beim Umbau unterstützen und fördern
	5. Tierschutz sicherstellen und koordinieren
	6. Transparenz und Verantwortung beim Handel
	7. Fazit und Ausblick

